
Erklärung zur Unterdrückung von oppositionellen Kräften in Peru 

Am 25. September 1973 durchsuchte die peruanische Staatssicherheitspolizei die 
Buchhandlungen Limas und beschlagnahmte die Nr. 4 der kritischen sozialwissen
schaftlichen Zeitschrift ,Sociedad y Politica'. Diese Zeitschrift befaßt sich mit der 
theoretischen Analyse der derzeitigen politökonomischen, sowie der gesellschaftli
chen Entwicklung in Peru und fordert den aktiven und autonomen Eingriff des 
Volkes in diesen Prozeß. Durch ihren Beitrag zum Studium der sozio-ökonomischen 
Entwicklung und zur Denunzierung der imperialistischen Herrschaft in Lateinameri
ka ist die Zeitschrift weit bekannt. Die Herausgeber werden verfolgt. Der Direktor 
Anibal Quijano Obreg6n und der Redakteur Julio Cotler wurden am 6. Oktober 
1973, ohne daß ihnen dafür eine Erklärung gegeben wurde, nach Argentinien ausge
wiesen. Welches sind die Hintergründe dieser im Gegensatz zur peruanischen Presse
gesetzgebung stehenden Willkürmaßnahmen? 

Peru befindet sich seit 1968 unter der Herrschaftein.er M~rung. Sie 
löste eine Serie von zivil~~ricrm'ITitänscEen-ltegfetunge11 ah:c:11; faktisch ~dastand 
durch die Vergabe von Konzessionen an inländische und insbesondere ausländische 
Kapitalgeber, deren Interessen sie nachher vertraten, verwaltet hatten. Beispielswei
se stiegen die transferierten Gewinne nordamerikanischer Gesellschaften von 1 7 
Millionen Dollar im Jahre 1958 auf 137 Millionen im Jahre 1966. Sozialpolitik 
wurde in äußerst geringem Umfang betrieben, sie gipfelte bei der der Militärregie
rung vorhergehenden zivilen Regierung Belaunde im Aufruf an die seit Jahrhunder
ten ausgebeutete und verelendete Landbevölkerung, sich selber zu helfen, ohne daß 
die Mechanismen, die zur Verelendung geführt hatten, angegriffen wurden. Die 
Industrialisierungspolitik war entsprechend dem genannten Konzessionssystem 
chaotisch und führte in keiner Weise zu einer Absorption der von der verelendeten 
und stagnierenden Landwirtschaft freigesetzten Arbeitskräfte. Beispielsweise wur
den in der Fischmehlindustrie Überkapazitäten angelegt, die Fischgründe weitge
hend zerstört, so daß die in einem Jahr gefangenen Fische heute in 50 Tagen 
verarbeitet werden können und die Arbeitslosigkeit in diesem Bereich chronisch ist. 
In anderen Bereichen, z. B. der Autoindustrie, wurden etwa 150 verschiedene Perso
nenwagentypen zusammengesetzt, kapitalintensive Investitionen getätigt, die nur 
minimalen Zahlen von Personen einen Arbeitsplatz boten. 

In dieser Situation übernehmen die Militärs im Oktober 1968 die Macht. Ihr 
Putsch ist unblutig, niemand denkt daran, die vorhergehende Regierung zu verteidi
gen. In der_ Folgever:,µc:he.n die Militärs, die vorgeben, eine Revolution eigenen Stils 
zu machen, das ökonomischeChaos zu ordnen, die lndustriahsiernng zu beschleuni
~ll-Uud .die.J,!nterschieclhchen Kla~sen11ri_itSeKtüfrl1 de[G.ii~Jfi~Jic1ft!iii!e]~~:~t~.1 
zu ,versöhnen'.Die Industr(c1ljsie.rui:ig~2JL<;huchßineKgntrolle cles I,;_c1pitalabf1u_~es1 

Veiit]i~JJic:hung aer Banken, Verstaatlichung der ErdöJfi1ffinerieJ1_,.,§sfoÜ.~igfk für. 
dJ._~s:inheimiscfiefridüstrie ]Ind Integrafion iri den Andenpakt (gemeinsamer Markt 
;'.'.~f!~~-~~-la_s, Kolumbi.ens,. EcÜad9r:i,.Pei~iJi9Uv,~11s u·uc[t'.Effeij;.siäa:IB:cTiEI~.i~Eg 
1:llcl, kenkung durch Steuerpräferenzen gefördert werden. Eine Agrarreform soll den 
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lndustrialisiemngsprozeß durch zweierlei Maßnahmen unterstützen. Einerseits sol
le~ die vorherigen Großgr~ndbesitier in den indüstriellen Sektor übergeleitet wer
den: pie Entschädigungen, die sie für das (nachweislich zu irgendeinem Zeitpunkt 
ion den indianischen Bauern geraubte) enteignete Land erhalten, sind durch Investi
tionen in der Industrie auslös bar, die begünstigten Tagelöhner oder feudal abhängi
gen Landarbeiter sollen die hierfür notwendigen Geldmittel als ,Agrarschuld', als 
Bezahlung für das ihnen zurückgegebene Land, über zwanzig Jahre hinweg ableisten. 
ill~~[.l~J.tt,j,QJLiH!f demJ.,,rnd. durch Schaffu11g einer breiten Schicht von MitteT
b,;u;1,~rn ein Marls:tfür die Leichtindustrie des Landes aufgebaut werden. Durch eine 
(!:tdustriegesetzgebung, die den Arbeitern beschränkte Mitbestimmungsrechte und 
-~-ine.1,, .. ~~11-11_~~~-h geringe, Kapitalbeteiligung sichern soll, will man die Klassen mit
~j11ander versöhnen, Arbeitskämpfe, insbesondere Klassenkämpfe, vermeiden. 
QJejchzeitig fördert man im ganzen Land gremiale Organisationen oder zumindest 
regierungskonforme Arbeiterorganisationen, die die vorher bestehenden Klassenor
ßanisationen ersetzen sollen. 

Eine Reihe der getroffenen Maßnahmen: Devisenkontrolle, Verstaatlichung 
des Außenhandels, Beteiligung der Arbeiter am Betriebskapital etc. werden vom 
nationalen Bürgertum als ,Revolution' mißverstanden und die Maßnahmen, die es 
eigentlich fördern sollten, schlagen ins Gegenteil um. Qjg,p.riy9Je Jnvestitto11~tätig
~ti.L.sJ<1;gniert weitgehend. Die Regierung verschafft sich ein antiimperialistisches 
Image in der Außenpolitik, welches einerseits die akademische Linke im Innern, 
andererseits die sozialistischen Länder für das Regime einnehmen soll. Staatliche 
Kontrollen und Lenkung für eine Reihe der an das vorherige Konzessionssystem 
gewöhnten nordamerikanischen Konzerne führen zu einer Verstärkung dieses Bildes 
und zu einem ~v.cls:K<!flg de,r n~ndamerikanischen Investitionen. Das nordamerikani
sche Kapital wird in viei"en Bereichen (Autoindustrie, Textilindustrie, Bergwerke) 
durch westeuropäisches bzw. japanisches Kapital ersetzt. Da kein nennenswerter 
anderer Weg zur Industrialisierung wirklich eingeschlagen wird, setzt das Regime 
~~StWlI:tjl!-ttKAPit<c1)igve,stitionen aus dem Ausland. Die Militärs bieten ausländi
schen Kapitalgebern günstigste Konditionen und versuchen das Land (z.B. in Anzei
gen in der New York Times) durch Sicherheit und Arbeitsfrieden für Kapitalgeber 
interessant darzustellen. Arbeitskämpfe müssen deshalb radikal unterdrückt und 
verschwiegen werden. · 

Trotzdem kommt es ab 1972 immer häufiger zu Arbeitskämpfen und Streiks, 
die in ihren Intentionen weit über das ,Revolutionsmodell' der Militärs hinausgehen, 
auf die Verstaatlichung oder Arbeiterkontrolle von Betrieben abzielen. Aber nicht 
nur diese, sondern auch einfache Lohnkämpfe werden teils blutig unterdrückt, ver
heimlicht oder abgeschwächt. Gewerkschaftsführer werden verfolgt, der gewerk
schaftliche Bauernführer Hugo Blanco z.B. deportiert. 

Ein Teil der Leugnung von sozialen Konflikten drückt sich auch in den offi
ziösen Verlautbarungen und Erklärungen über die Ereignisse in Chile aus, die teils 
wörtlich lügnerische Behauptungen der chilenischen Militärs übernehmen. 

Es ist kein Zufall, daß Pub!ikationsorgane kritischer, in Opposition zur Regie
rung stehender Gruppen und Sozialwissenschaftler verboten werden müssen, wenn 
sie das Bild der friedlichen, alle Klassen versöhnenden ,Revolution' als Trugbild 
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entlarven. Die Beschlagnahme der Zeitschrift ,Sociedad y Politica' und die Verfol
gung ihrer Herausgeber ist kein Fehltritt der Regierung, obwohl sie im Gegensatz zu 
der von derselben Regierung erlassenen Pressegesetzgebung steht. Ihr Grund liegt in 
der Thematik des beschlagnahmten Heftes: einer Erklämng zum chilenischen Mili
tärputsch und Materialien über die Politik der Militärregierung, die die zunehmende 
Unterdrückung von Arbeitern und Arbeitskämpfen denunzieren. 

Sozialwissenschaftliche Veröffentlichungen sind nur solange genehm, wie sie 
der Regierung dienen. Peru ist noch nicht Chile. Die peruanischen Arbeiter haben 
nicht die kämpferische Tradition der chilenischen Arbeiter, das Bürgertum ist insge
samt schwächer als das chilenische. Es besteht die Gefahr, daß das chilenische 
Beispiel und die allgemeine Brasi!isierung Lateinamerikas die peruanischen Militärs 
zu einer noch härteren Verfolgung ihres Kurses bringen könnte. Solidarität mit den 
Arbeitern Perus und den Wissenschaftlern, die die Rechte der Ausgebeuteten vertei
digen, ist notwendig. 
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